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BGH-Leitsatz-Entscheidungen 

  

 
1. UrhG: Urheberrechtlicher Schutz von Designmöbeln 

Urteil vom 02.07.2026, Az: I ZR 96/22  

2. ZPO: Beschwer bei Teil- und Schlussurteil 
Beschluss vom 18.06.2026, Az: V ZR 156/25  

3. ZPO: Pfändungsschutz für Zugewinnausgleichsforderung 
Beschluss vom 11.06.2026, Az: IX ZB 1/25  

4. ZPO: Addition von Rückstandbeträgen im Rahmen von § 9 ZPO 
Beschluss vom 27.05.2026, Az: XII ZR 71/24  

 

Urteile und Beschlüsse:

 
1. UrhG: Urheberrechtlicher Schutz von Designmöbeln 

Urteil vom 02.07.2026, Az: I ZR 96/22 
a) Ein Werk im Sinne von § 2 UrhG ist ein Gegenstand, der die Persönlichkeit seines 
Urhebers widerspiegelt, indem er dessen freie und kreative Entscheidung zum Aus-
druck bringt. Nicht frei und kreativ sind sowohl die Entscheidungen, die durch ver-
schiedene, insbesondere technische, Zwänge vorgegeben sind, die diesen Urheber bei 
der Schaffung des Gegenstands gebunden haben, als auch Entscheidungen, die zwar 
frei sind, aber nicht einen Ausdruck der Persönlichkeit des Urhebers dadurch darstel-
len, dass sie diesem Gegenstand einen einzigartigen Aspekt verleihen. 
 
b) Die Prüfung der für den urheberrechtlichen Schutz erforderlichen Originalität hat 
für alle Werkarten einheitlich, objektiv und ausgehend vom konkret vorgelegten Werk 
zu erfolgen. Auf die subjektive Sicht des Urhebers im Sinne einer schöpferischen Ab-
sicht oder des Bewusstseins freier kreativer Entscheidungen kommt es nicht entschei-
dend an. 
 
c) Bei der Prüfung der Werkeigenschaft können einzelne Umstände herangezogen 
werden, die zwar nach dem maßgeblichen Zeitpunkt der Entstehung der Gestaltung 
eingetreten sind, gleichwohl aber Anhaltspunkte für die Beurteilung bieten können, ob 
der Gegenstand bereits zum Zeitpunkt seiner Ausgestaltung eine eigene geistige 
Schöpfung seines Urhebers darstellte. Die Beachtung, die das Werk in den Fachkrei-
sen und in der übrigen Öffentlichkeit gefunden hat, kann ein Anhaltspunkt für dessen 
Originalität sein; auch die Präsentation des Werks in Kunstmuseen und Kunstausstel-
lungen kann Aufschluss darüber geben, dass die für Kunst aufgeschlossenen Kreise 
darin eine dem Urheberrechtsschutz unterliegende künstlerische Leistung sehen. Bei 
dieser Beurteilung ist allerdings stets zu beachten, dass die genannten Umstände nur 
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dann Hinweise auf die Kreativität der Gestaltung sein können, wenn das Werk gerade 
aufgrund seines kreativen Ausdrucks in eine Ausstellung aufgenommen worden ist 
oder deswegen die Anerkennung in Fachkreisen gefunden hat (Fortführung von BGH, 
Urteil vom 10. Dezember 1986 - I ZR 15/85, GRUR 1987, 903 [juris Rn. 31] - Le Cor-
busier-Möbel, mwN). 
 
d) Zwischen dem geschmacksmusterrechtlichen und dem urheberrechtlichen Schutz 
besteht kein Regel-Ausnahme-Verhältnis in dem Sinne, dass bei der Prüfung der Ori-
ginalität von Gegenständen der angewandten Kunst höhere Anforderungen zu stellen 
wären als bei anderen urheberrechtlichen Werkarten (Fortführung der Senatsrechtspre-
chung, vgl. BGH, Urteil vom 13. November 2013 - I ZR 143/12, BGHZ 199, 52 [juris 
Rn. 26] - Geburtstagszug; Urteil vom 15. Dezember 2022 - I ZR 173/21, GRUR 2023, 
571 [juris Rn. 15] = WRP 2023, 591 - Vitrinenleuchte). 
 
e) Eine Urheberrechtsverletzung setzt neben dem Umstand, dass die kreativen Ele-
mente des geschützten Werks ohne Zustimmung genutzt wurden, voraus, dass diese 
Elemente wiedererkennbar in den als verletzend beanstandeten Gegenstand übernom-
men worden sind (Fortsetzung der Senatsrechtsprechung, vgl. BGH, Urteil vom 7. Ap-
ril 2022 - I ZR 222/20, GRUR 2022, 899 [juris Rn. 49 und 63] = WRP 2022, 729 - 
Porsche 911, mwN). Dies kann auch dann der Fall sein, wenn die Übernahme nur ei-
nen vergleichsweise kleinen Teil des Werks betrifft, sofern dieser Teil als solcher die 
eigene geistige Schöpfung des Urhebers zum Ausdruck bringt. 
 
f) Soweit der Senat für die Prüfung der Wiedererkennbarkeit einen Vergleich des Ge-
samteindrucks der neuen Gestaltung mit dem Gesamteindruck des älteren Werks für 
erforderlich gehalten hat, hält er daran nicht fest. Bei der für den Urheberrechtsschutz 
entscheidenden Prüfung, ob die den Urheberrechtsschutz des älteren Werks begrün-
denden Elemente in der neuen Gestaltung wiederzuerkennen sind, ist allerdings wei-
terhin die neue Gestaltung insgesamt und sind nicht allein die aus dem älteren Werk in 
die neue Gestaltung übernommenen, urheberrechtlich geschützten Elemente in den 
Blick zu nehmen. 
 
g) Nach der Rechtsprechung des Gerichtshofs der Europäischen Union hängt der Um-
fang des urheberrechtlichen Schutzes eines Werkes nicht vom Grad der schöpferischen 
Freiheit seines Urhebers ab (EuGH, Urteil vom 4. Dezember 2025 - C-580/23 und C-
795/23, GRUR 2026, 72 [juris Rn. 88] = WRP 2026, 51 - Mio u.a.). Davon unberührt 
bleibt allerdings der Umstand, dass es faktisch auch von der Gestaltungshöhe eines 
Werkes abhängt, ob die Übernahme kreativer Elemente in eine neue Gestaltung wie-
dererkennbar ist und damit das Urheberrecht verletzt. Insbesondere bei Gebrauchsge-
genständen kann die durch die Notwendigkeit der Erfüllung des Gebrauchszwecks be-
dingte Einschränkung des dem Urheber für freie und kreative Entscheidungen zur Ver-
fügung stehenden Gestaltungsspielraums zu einer geringen Gestaltunghöhe des Werks 
oder eines Werkteils und damit - faktisch - zu einem engen Schutzbereich führen, der 
unter Umständen auf eine (fast) identische Übernahme beschränkt ist. 
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2. ZPO: Beschwer bei Teil- und Schlussurteil 
Beschluss vom 18.06.2026, Az: V ZR 156/25 
Hat das Berufungsgericht durch Teil- und Schlussurteil entschieden, ist für die Statt-
haftigkeit der Nichtzulassungsbeschwerde jeweils die Beschwer der Teilentscheidung 
maßgeblich; ein Zusammenrechnen der Beschwerdegegenstände kommt nicht in Be-
tracht. 
 

  

3. ZPO: Pfändungsschutz für Zugewinnausgleichsforderung 
Beschluss vom 11.06.2026, Az: IX ZB 1/25 
Eine Zugewinnausgleichsforderung unterfällt nicht dem Pfändungsschutz für sonstige 
Einkünfte, die kein Arbeitseinkommen sind. 
 

  

4. ZPO: Addition von Rückstandbeträgen im Rahmen von § 9 ZPO 
Beschluss vom 27.05.2026, Az: XII ZR 71/24 
a) Beim Streitwert einer Klage auf wiederkehrende Leistungen werden die bis zur Ein-
reichung der Klage aufgelaufenen Rückstände zu dem gemäß § 9 Satz 1 ZPO ermittel-
ten Wert der künftig fälligen Leistungen in einem dreieinhalbjährigen Bezugszeitraum 
addiert, soweit sie mittels Leistungsklage geltend gemacht werden. Die erst nach der 
Klageeinreichung fällig gewordenen Beträge - gleich ob sie im Laufe des Rechtsstreits 
zum Gegenstand eines besonderen bezifferten Antrags gemacht oder vom Tatrichter 
ausgerechnet und im Urteilstenor zu einer Summe zusammengefasst worden sind - 
werden in keiner Instanz streitwertoder beschwererhöhend berücksichtigt (im An-
schluss an BGH Beschluss vom 6. Mai 1960 - V ZR 148/59 - NJW 1960, 1459). 
 
b) Wird eine wiederkehrende Leistung nachträglich im Wege der Klageerweiterung 
mit Rückwirkung auf den Zeitpunkt der Einreichung der Klage zu einem höheren Be-
trag geltend gemacht, führt dies nicht dazu, dass der zwischen der Klageeinreichung 
und dem Zeitpunkt der Klageerhöhung aufgelaufene Differenzbetrag im Rahmen des § 
9 ZPO streitwertmäßig als (zusätzlicher) Rückstand gilt. 
  

 

 


